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LANDESGESETZBLATT 
FÜR NIEDERÖSTERREICH 

Jahrgang 2022  Ausgegeben am 24. Jänner 2022 

8. Gesetz: NÖ Gemeindeordnung 1973, NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz, NÖ 

Gemeindeverbandsgesetz, NÖ Gemeindewasserleitungsverbandsgesetz, 

Gesetz über den Gemeindewasserleitungsverband der Triestingtal- und 

Südbahngemeinden - Änderung 

Der Landtag von Niederösterreich hat am 9. Dezember 2021 beschlossen: 

Landesgesetz, mit dem die NÖ Gemeindeordnung 1973 (NÖ GO 1973), das NÖ 
Stadtrechtsorganisationsgesetz (NÖ STROG), das NÖ Gemeindeverbandsgesetz, das NÖ 
Gemeindewasserleitungsverbandsgesetz (NÖ GWLVG) und das Gesetz über den 
Gemeindewasserleitungsverband der Triestingtal- und Südbahngemeinden geändert 
werden 

Inhaltsverzeichnis 

Artikel 1 Änderung der NÖ Gemeindeordnung 1973 (NÖ GO 1973) 

Artikel 2 Änderung des NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetzes (NÖ STROG) 

Artikel 3 Änderung des NÖ Gemeindeverbandsgesetzes 

Artikel 4 Änderung des NÖ Gemeindewasserleitungsverbandsgesetzes (NÖ GWLVG) 

Artikel 5 Änderung des Gesetzes über den Gemeindewasserleitungsverband der Triestingtal- und  
  Südbahngemeinden 

Artikel 1 

Änderung der NÖ Gemeindeordnung 1973 (NÖ GO 1973) 

Die NÖ Gemeindeordnung 1973, LGBl. 1000, wird wie folgt geändert: 

1. § 56 Abs. 4 lautet und wird in § 56 folgender Abs. 5 angefügt: 

„(4) Bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen ist eine Beschlussfassung im Rahmen einer 
Videokonferenz dann zulässig, wenn alle Mitglieder des Gemeindevorstandes (Stadtrates) diesbezüglich 
zugestimmt haben. Die Zustimmung gilt bis auf Widerruf. Ein Widerruf gilt nicht für bereits einberufene 
Videokonferenzen. Zu einem Beschluss ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder des 
Gemeindevorstandes (Stadtrates) erforderlich. Auch über eine Beschlussfassung im Rahmen einer 
Videokonferenz ist ein Sitzungsprotokoll zu führen, Abs. 3 ist dabei sinngemäß anzuwenden. Bei 
Vorliegen der technischen Voraussetzungen ist, während der Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse (§ 44 
Abs. 4), jedenfalls eine Beschlussfassung im Rahmen einer Videokonferenz zulässig. 

(5) Für die Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse (§ 44 Abs. 4) ist eine Beschlussfassung im 
Umlaufweg zulässig. Zu einem Beschluss ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder des 
Gemeindevorstandes (Stadtrates) erforderlich. Zur Beschlussfassung im Umlaufweg hat der Vorsitzende 
den Beschlussantrag samt den erforderlichen Sachverhaltsunterlagen unter Setzung einer Frist, die 
mindestens 5 Tage ab Übermittlung der Beschlussunterlagen beträgt, allen 
Gemeindevorstandsmitgliedern (Stadtratsmitgliedern) schriftlich zuzuleiten. Die Übermittlung kann auch 
in jeder technisch möglichen Weise erfolgen, wenn das Mitglied des Gemeindevorstandes (Stadtrates) 
dieser Übermittlungsart zugestimmt hat. Die Zustimmung gilt bis auf Widerruf. Die Mitglieder des 
Gemeindevorstandes haben ihre Stimme schriftlich mit Angabe des Datums der Entscheidung abzugeben 
und an den Vorsitzenden innerhalb der von ihm gesetzten Frist zu übermitteln. Verspätet eingelangte 
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Stimmabgaben sind nicht zu berücksichtigen. Das Ergebnis einer Beschlussfassung im Umlaufweg ist 
allen Mitgliedern des Gemeindevorstandes (Stadtrates) bekanntzugeben. Auch über eine 
Beschlussfassung im Umlaufweg ist ein Sitzungsprotokoll zu führen, Abs. 3 ist dabei sinngemäß 
anzuwenden. Bei der Beschlussfassung im Umlaufweg hat das Sitzungsprotokoll allfällige 
Stellungnahmen zu enthalten.“ 

2. § 57 Abs. 6 lautet: 

„(6) Bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen ist eine Beschlussfassung im Rahmen einer 
Videokonferenz dann zulässig, wenn alle Mitglieder des Gemeinderatsausschusses diesbezüglich 
zugestimmt haben. Die Zustimmung gilt bis auf Widerruf. Ein Widerruf gilt für bereits einberufene 
Videokonferenzen nicht. Zu einem Beschluss ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder des 
Gemeinderatsausschusses erforderlich. Auch über eine Beschlussfassung im Rahmen einer 
Videokonferenz ist ein Sitzungsprotokoll zu führen, Abs. 5 ist dabei sinngemäß anzuwenden. Bei 
Vorliegen der technischen Voraussetzungen ist, während der Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse (§ 44 
Abs. 4), jedenfalls eine Beschlussfassung im Rahmen einer Videokonferenz zulässig. Die Bestimmungen 
dieses Absatzes gelten nicht für den Prüfungsausschuss.“ 

Artikel 2 

Änderung des NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetzes (NÖ STROG) 

Das NÖ Stadtrechtsorganisationsgesetz, LGBl. 1026, wird wie folgt geändert: 

1. § 34 Abs. 8 lautet: 

„(8) Bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen ist eine Beschlussfassung im Rahmen einer 
Videokonferenz zulässig, wenn nicht mindestens ein Drittel der Mitglieder des Ausschusses sich 
dagegen ausspricht (Widerspruch). Ein Widerspruch gilt bis zur Rücknahme desselben, aber nicht für 
bereits einberufene Videokonferenzen. Zu einem Beschluss ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder 
des Gemeinderatsausschusses erforderlich. Auch über eine Beschlussfassung im Rahmen einer 
Videokonferenz ist ein Sitzungsprotokoll zu führen, § 31 ist dabei sinngemäß anzuwenden. Bei Vorliegen 
der technischen Voraussetzungen ist, während der Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse (§ 10 
Abs. 3), jedenfalls eine Beschlussfassung im Rahmen einer Videokonferenz zulässig. Die Bestimmungen 
dieses Absatzes gelten nicht für den Kontrollausschuss.“ 

2. In § 37 erhält der bisherige Abs. 8 die Bezeichnung Abs. 9. Es wird nach § 37 Abs. 7 folgender Abs. 8 
(neu) eingefügt: 

„(8) Bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen ist eine Beschlussfassung im Rahmen einer 
Videokonferenz zulässig, wenn nicht mindestens ein Drittel der Mitglieder des Stadtsenats sich 
dagegen ausspricht (Widerspruch). Ein Widerspruch gilt bis zur Rücknahme desselben, aber nicht für 
bereits einberufene Videokonferenzen. Zu einem Beschluss ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder 
des Stadtsenats erforderlich. Auch über eine Beschlussfassung im Rahmen einer Videokonferenz ist ein 
Sitzungsprotokoll zu führen, § 31 ist dabei sinngemäß anzuwenden.“ 

Artikel 3 

Änderung des NÖ Gemeindeverbandsgesetzes 

Das NÖ Gemeindeverbandsgesetz, LGBl. 1600, wird wie folgt geändert: 

1. § 8 Abs. 5 lautet und wird in § 8 folgender Abs. 6 angefügt: 

„(5) Bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen ist eine Beschlussfassung im Rahmen einer 
Videokonferenz dann zulässig, wenn alle Vertreter aller verbandsangehörigen Gemeinden diesbezüglich 
zugestimmt haben. Die Zustimmung gilt bis auf Widerruf. Ein Widerruf gilt für bereits einberufene 
Videokonferenzen nicht. Zu einem Beschluss ist die einfache Mehrheit der Vertreter aller 
verbandsangehörigen Gemeinden erforderlich, wenn jedoch für die betreffende Angelegenheit strengere 
Mehrheitserfordernisse vorgesehen sind, deren Einhaltung. Die im Rahmen einer Videokonferenz 
getroffenen Beschlüsse sind an der Amtstafel oder auf der Homepage des Gemeindeverbandes 
kundzumachen. Ausgenommen davon sind jene Gegenstände, die nur in einer nichtöffentlichen Sitzung 
behandelt werden dürfen. Auch über eine Beschlussfassung in einer Videokonferenz ist ein 
Sitzungsprotokoll zu führen. Bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen ist, während der Dauer 
außergewöhnlicher Verhältnisse (z. B. das tägliche Leben der Allgemeinheit einschränkende Maßnahmen 
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nach dem Epidemiegesetz 1950 oder Katastrophen), jedenfalls eine Beschlussfassung im Rahmen einer 
Videokonferenz zulässig. 

(6) Für die Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse ist eine Beschlussfassung im Umlaufweg 
zulässig. Zu einem Beschluss ist die einfache Mehrheit der Vertreter aller verbandsangehörigen 
Gemeinden erforderlich, wenn jedoch für die betreffende Angelegenheit strengere Mehrheitserfordernisse 
vorgesehen sind, deren Einhaltung. Zur Beschlussfassung im Umlaufweg hat der Verbandsobmann den 
Beschlussantrag samt den erforderlichen Sachverhaltsunterlagen unter Setzung einer Frist, die mindestens 
5 Tage ab Übermittlung der Beschlussunterlagen beträgt, allen verbandsangehörigen Gemeinden 
schriftlich zuzuleiten. Die Übermittlung kann auch in jeder technisch möglichen Weise erfolgen, wenn 
dieser Übermittlungsart zugestimmt wurde. Die Stimmabgabe erfolgt schriftlich mit Angabe des Datums 
der Entscheidung und ist dem Verbandsobmann innerhalb der von ihm gesetzten Frist zu übermitteln. 
Verspätet eingelangte Stimmabgaben sind nicht zu berücksichtigen. Das Ergebnis einer Beschlussfassung 
im Umlaufweg ist allen verbandsangehörigen Gemeinden bekanntzugeben. Gegen-, Abänderungs- und 
Zusatzanträge sind im Umlaufweg nicht möglich. Die im Wege eines Umlaufs getroffenen Beschlüsse 
sind an der Amtstafel oder auf der Homepage des Gemeindeverbandes kundzumachen. Ausgenommen 
davon sind jene Gegenstände, die nur in einer nichtöffentlichen Sitzung behandelt werden dürfen. Auch 
über eine Beschlussfassung im Umlaufweg ist ein Sitzungsprotokoll zu führen. Bei der Beschlussfassung 
im Umlaufweg hat das Sitzungsprotokoll allfällige Stellungnahmen zu enthalten.“ 

2. § 9 Abs. 7 lautet und wird in § 9 folgender Abs. 8 angefügt: 

„(7) Bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen ist eine Beschlussfassung im Rahmen einer 
Videokonferenz dann zulässig, wenn alle Mitglieder des Verbandsvorstandes diesbezüglich zugestimmt 
haben. Die Zustimmung gilt bis auf Widerruf. Ein Widerruf gilt für bereits einberufene Videokonferenzen 
nicht. Zu einem Beschluss ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder des Verbandsvorstandes erforderlich. 
Auch über eine Beschlussfassung in einer Videokonferenz ist ein Sitzungsprotokoll zu führen. Bei 
Vorliegen der technischen Voraussetzungen, ist während der Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse 
(z. B. das tägliche Leben der Allgemeinheit einschränkende Maßnahmen nach dem Epidemiegesetz 1950 
oder Katastrophen), jedenfalls eine Beschlussfassung im Rahmen einer Videokonferenz zulässig. 

(8) Für die Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse ist eine Beschlussfassung im Umlaufweg 
zulässig. Zu einem Beschluss ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder des Verbandsvorstandes 
erforderlich. Zur Beschlussfassung im Umlaufweg hat der Verbandsobmann den Beschlussantrag samt 
den erforderlichen Sachverhaltsunterlagen unter Setzung einer Frist, die mindestens 5 Tage ab 
Übermittlung der Beschlussunterlagen beträgt, allen übrigen Mitgliedern des Verbandsvorstandes 
schriftlich zuzuleiten. Die Übermittlung kann auch in jeder technisch möglichen Weise erfolgen, wenn 
das Mitglied des Verbandsvorstandes dieser Übermittlungsart zugestimmt hat. Diese haben ihre Stimme 
schriftlich mit Angabe des Datums der Entscheidung abzugeben und an den Verbandsobmann innerhalb 
der von ihm gesetzten Frist zu übermitteln. Verspätet eingelangte Stimmabgaben sind nicht zu 
berücksichtigen. Das Ergebnis einer Beschlussfassung im Umlaufweg ist allen Mitgliedern des 
Verbandsvorstandes bekanntzugeben. Auch über eine Beschlussfassung im Umlaufweg ist ein 
Sitzungsprotokoll zu führen. Bei der Beschlussfassung im Umlaufweg hat das Sitzungsprotokoll allfällige 
Stellungnahmen zu enthalten.“ 

Artikel 4 

Änderung des NÖ Gemeindewasserleitungsverbandsgesetzes (NÖ GWLVG) 

Das NÖ Gemeindewasserleitungsverbandsgesetz, LGBl. 1650, wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 9 lautet und wird in § 5 folgender Abs. 10 angefügt: 

„(9) Bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen ist eine Beschlussfassung im Rahmen einer 
Videokonferenz dann zulässig, wenn alle Vertreter aller verbandsangehörigen Gemeinden diesbezüglich 
zugestimmt haben. Die Zustimmung gilt bis auf Widerruf. Ein Widerruf gilt für bereits einberufene 
Videokonferenzen nicht. Zu einem Beschluss ist die einfache Mehrheit der Vertreter aller 
verbandsangehörigen Gemeinden erforderlich, wenn jedoch für die betreffende Angelegenheit strengere 
Mehrheitserfordernisse vorgesehen sind, deren Einhaltung. Die im Rahmen einer Videokonferenz 
getroffenen Beschlüsse sind an der Amtstafel oder auf der Homepage des Gemeindeverbandes 
kundzumachen. Ausgenommen davon sind jene Gegenstände, die nur in einer nichtöffentlichen Sitzung 
behandelt werden dürfen. Auch über eine Beschlussfassung in einer Videokonferenz ist ein 
Sitzungsprotokoll zu führen. Bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen ist, während der Dauer 
außergewöhnlicher Verhältnisse (z. B. das tägliche Leben der Allgemeinheit einschränkende Maßnahmen 
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nach dem Epidemiegesetz 1950 oder Katastrophen), jedenfalls eine Beschlussfassung im Rahmen einer 
Videokonferenz zulässig. 

(10) Für die Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse ist eine Beschlussfassung im Umlaufweg 
zulässig. Zu einem Beschluss ist die einfache Mehrheit der Vertreter aller verbandsangehörigen 
Gemeinden erforderlich, wenn jedoch für die betreffende Angelegenheit strengere Mehrheitserfordernisse 
vorgesehen sind, deren Einhaltung. Zur Beschlussfassung im Umlaufweg hat der Verbandsobmann den 
Beschlussantrag samt den erforderlichen Sachverhaltsunterlagen unter Setzung einer Frist, die mindestens 
5 Tage ab Übermittlung der Beschlussunterlagen beträgt, allen verbandsangehörigen Gemeinden 
schriftlich zuzuleiten. Die Übermittlung kann auch in jeder technisch möglichen Weise erfolgen, wenn 
dieser Übermittlungsart zugestimmt wurde. Die Stimmabgabe erfolgt schriftlich mit Angabe des Datums 
der Entscheidung und ist dem Verbandsobmann innerhalb der von ihm gesetzten Frist zu übermitteln. 
Verspätet eingelangte Stimmabgaben sind nicht zu berücksichtigen. Das Ergebnis einer Beschlussfassung 
im Umlaufweg ist allen verbandsangehörigen Gemeinden bekanntzugeben. Gegen-, Abänderungs- und 
Zusatzanträge sind im Umlaufweg nicht möglich. Die im Wege eines Umlaufs getroffenen Beschlüsse 
sind an der Amtstafel oder auf der Homepage des Gemeindeverbandes kundzumachen. Ausgenommen 
davon sind jene Gegenstände, die nur in einer nichtöffentlichen Sitzung behandelt werden dürfen. Auch 
über eine Beschlussfassung im Umlaufweg ist ein Sitzungsprotokoll zu führen. Bei der Beschlussfassung 
im Umlaufweg hat das Sitzungsprotokoll allfällige Stellungnahmen zu enthalten.“ 

2. § 6 Abs. 6 lautet und wird in § 6 folgender Abs. 7 angefügt: 

„(6) Bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen ist eine Beschlussfassung im Rahmen einer 
Videokonferenz dann zulässig, wenn alle Mitglieder des Verbandsvorstandes diesbezüglich zugestimmt 
haben. Die Zustimmung gilt bis auf Widerruf. Ein Widerruf gilt für bereits einberufene Videokonferenzen 
nicht. Zu einem Beschluss ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder des Verbandsvorstandes erforderlich. 
Auch über eine Beschlussfassung in einer Videokonferenz ist ein Sitzungsprotokoll zu führen. Bei 
Vorliegen der technischen Voraussetzungen ist, während der Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse 
(z. B. das tägliche Leben der Allgemeinheit einschränkende Maßnahmen nach dem Epidemiegesetz 1950 
oder Katastrophen), jedenfalls eine Beschlussfassung im Rahmen einer Videokonferenz zulässig. 

(7) Für die Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse ist eine Beschlussfassung im Umlaufweg 
zulässig. Zu einem Beschluss ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder des Verbandsvorstandes 
erforderlich. Zur Beschlussfassung im Umlaufweg hat der Verbandsobmann den Beschlussantrag samt 
den erforderlichen Sachverhaltsunterlagen unter Setzung einer Frist, die mindestens 5 Tage ab 
Übermittlung der Beschlussunterlagen beträgt, allen übrigen Mitgliedern des Verbandsvorstandes 
schriftlich zuzuleiten. Die Übermittlung kann auch in jeder technisch möglichen Weise erfolgen, wenn 
das Mitglied des Verbandsvorstandes dieser Übermittlungsart zugestimmt hat. Diese haben ihre Stimme 
schriftlich mit Angabe des Datums der Entscheidung abzugeben und an den Verbandsobmann innerhalb 
der von ihm gesetzten Frist zu übermitteln. Verspätet eingelangte Stimmabgaben sind nicht zu 
berücksichtigen. Das Ergebnis einer Beschlussfassung im Umlaufweg ist allen Mitgliedern des 
Verbandsvorstandes bekanntzugeben. Auch über eine Beschlussfassung im Umlaufweg ist ein 
Sitzungsprotokoll zu führen. Bei der Beschlussfassung im Umlaufweg hat das Sitzungsprotokoll allfällige 
Stellungnahmen zu enthalten.“ 

Artikel 5 

Änderung des Gesetzes über den Gemeindewasserleitungsverband der Triestingtal- und 
Südbahngemeinden 

Das Gesetz über den Gemeindewasserleitungsverband der Triestingtal- und Südbahngemeinden, 
LGBl. 1652, wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 5 lautet und wird in § 5 folgender Abs. 6 angefügt: 

„(5) Bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen ist eine Beschlussfassung im Rahmen einer 
Videokonferenz dann zulässig, wenn alle Mitglieder der Vollversammlung diesbezüglich zugestimmt 
haben. Die Zustimmung gilt bis auf Widerruf. Ein Widerruf gilt für bereits einberufene Videokonferenzen 
nicht. Zu einem Beschluss ist die absolute Mehrheit der von den anwesenden Mitgliedern vertretenen 
Stimmen erforderlich, wenn jedoch für die betreffende Angelegenheit strengere Mehrheitserfordernisse 
vorgesehen sind, deren Einhaltung. Die im Rahmen einer Videokonferenz getroffenen Beschlüsse sind an 
der Amtstafel oder auf der Homepage des Gemeindeverbandes kundzumachen. Ausgenommen davon 
sind jene Gegenstände, die nur in einer nichtöffentlichen Sitzung behandelt werden dürfen. Auch über 
eine Beschlussfassung in einer Videokonferenz ist ein Sitzungsprotokoll (§ 14) zu führen. Bei Vorliegen 
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der technischen Voraussetzungen ist, während der Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse (z. B. das 
tägliche Leben der Allgemeinheit einschränkende Maßnahmen nach dem Epidemiegesetz 1950 oder 
Katastrophen), jedenfalls eine Beschlussfassung im Rahmen einer Videokonferenz zulässig. 

(6) Für die Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse ist eine Beschlussfassung im Umlaufweg 
zulässig. Zu einem Beschluss ist die einfache Mehrheit der von den anwesenden Mitgliedern vertretenen 
Stimmen erforderlich, wenn jedoch für die betreffende Angelegenheit strengere Mehrheitserfordernisse 
vorgesehen sind, deren Einhaltung. Zur Beschlussfassung im Umlaufweg hat der Obmann den 
Beschlussantrag samt den erforderlichen Sachverhaltsunterlagen unter Setzung einer Frist, die mindestens 
5 Tage ab Übermittlung der Beschlussunterlagen beträgt, allen verbandsangehörigen Gemeinden 
schriftlich zuzuleiten. Die Übermittlung kann auch in jeder technisch möglichen Weise erfolgen, wenn 
dieser Übermittlungsart zugestimmt wurde. Die Stimmabgabe erfolgt schriftlich mit Angabe des Datums 
der Entscheidung und ist dem Obmann innerhalb der von ihm gesetzten Frist zu übermitteln. Verspätet 
eingelangte Stimmabgaben sind nicht zu berücksichtigen. Das Ergebnis einer Beschlussfassung im 
Umlaufweg ist allen verbandsangehörigen Gemeinden bekanntzugeben. Gegen-, Abänderungs- und 
Zusatzanträge sind im Umlaufweg nicht möglich. Die im Wege eines Umlaufs getroffenen Beschlüsse 
sind an der Amtstafel oder auf der Homepage des Gemeindeverbandes kundzumachen. Ausgenommen 
davon sind jene Gegenstände, die nur in einer nichtöffentlichen Sitzung behandelt werden dürfen. Auch 
über eine Beschlussfassung im Umlaufweg ist ein Sitzungsprotokoll (§ 14) zu führen. Bei der 
Beschlussfassung im Umlaufweg hat das Sitzungsprotokoll allfällige Stellungnahmen zu enthalten.“ 

2. § 8 Abs. 6 und 7 lauten: 

„(6) Bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen ist eine Beschlussfassung im Rahmen einer 
Videokonferenz dann zulässig, wenn alle Mitglieder des Vorstandes diesbezüglich zugestimmt haben. Die 
Zustimmung gilt bis auf Widerruf. Ein Widerruf gilt für bereits einberufene Videokonferenzen nicht. Zu 
einem Beschluss ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder des Vorstandes erforderlich. Auch über eine 
Beschlussfassung in einer Videokonferenz ist ein Sitzungsprotokoll (§ 14) zu führen. Bei Vorliegen der 
technischen Voraussetzungen ist, während der Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse (z. B. das tägliche 
Leben der Allgemeinheit einschränkende Maßnahmen nach dem Epidemiegesetz 1950 oder 
Katastrophen), jedenfalls eine Beschlussfassung im Rahmen einer Videokonferenz zulässig. 

(7) Für die Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse ist eine Beschlussfassung im Umlaufweg 
zulässig. Zu einem Beschluss ist die einfache Mehrheit aller Mitglieder des Vorstandes erforderlich. Zur 
Beschlussfassung im Umlaufweg hat der Obmann den Beschlussantrag samt den erforderlichen 
Sachverhaltsunterlagen unter Setzung einer Frist, die mindestens 5 Tage ab Übermittlung der 
Beschlussunterlagen beträgt, allen übrigen Mitgliedern des Vorstandes schriftlich zuzuleiten. Die 
Übermittlung kann auch in jeder technisch möglichen Weise erfolgen, wenn das Mitglied des Vorstandes 
dieser Übermittlungsart zugestimmt hat. Diese haben ihre Stimme schriftlich mit Angabe des Datums der 
Entscheidung abzugeben und an den Obmann innerhalb der von ihm gesetzten Frist zu übermitteln. 
Verspätet eingelangte Stimmabgaben sind nicht zu berücksichtigen. Das Ergebnis einer Beschlussfassung 
im Umlaufweg ist allen Mitgliedern des Vorstandes bekanntzugeben. Auch über eine Beschlussfassung 
im Umlaufweg ist ein Sitzungsprotokoll (§ 14) zu führen. Bei der Beschlussfassung im Umlaufweg hat 
das Sitzungsprotokoll allfällige Stellungnahmen zu enthalten.“ 
 

Der Präsident 

Wilfing 
 

Die Landeshauptfrau 

Mikl-Leitner 
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	1. § 8 Abs. 5 lautet und wird in § 8 folgender Abs. 6 angefügt:
	2. § 9 Abs. 7 lautet und wird in § 9 folgender Abs. 8 angefügt:


	Artikel 4
	Änderung des NÖ Gemeindewasserleitungsverbandsgesetzes (NÖ GWLVG)
	1. § 5 Abs. 9 lautet und wird in § 5 folgender Abs. 10 angefügt:
	2. § 6 Abs. 6 lautet und wird in § 6 folgender Abs. 7 angefügt:


	Artikel 5
	Änderung des Gesetzes über den Gemeindewasserleitungsverband der Triestingtal- und Südbahngemeinden
	1. § 5 Abs. 5 lautet und wird in § 5 folgender Abs. 6 angefügt:
	2. § 8 Abs. 6 und 7 lauten:
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